
 

 

Schleswig-Holsteinischer Landtag
Finanzausschuss
- L 213 -

Kiel, 5. Juni 2009
Landeshaus
Tel.   (0431) 988 1145
         (0431) 988 1146
         (0431) 988 1171
Fax   (0431) 988 1156

 

K u r z b e r i c h t

über die 132. Sitzung des Finanzausschusses
am Donnerstag, dem 4. Juni 2009, 
im Sitzungszimmer 142 des Landtags

Beginn: 10:55 Uhr

Im Einvernehmen mit dem an der Beratung beteiligten Innen- und Rechtsausschuss empfahl der
Finanzausschuss dem Landtag mit den Stimmen von CDU, SPD und FDP gegen die Stimme
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN den Entwurf eines E-Government-Gesetzes für das Land
Schleswig-Holstein (EGovG), Drucksache 16/2437, unverändert anzunehmen.

Der Ausschuss empfahl dem Landtag mit den Stimmen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN gegen die Stimme der FDP den Antrag der FDP zur Umsetzung des ECOFIN-
Beschlusses zur Anwendung reduzierter Mehrwertsteuersätze, Drucksache 16/2558,
abzulehnen.

Die Beratung über den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung kammer- und
versorgungsrechtlicher Vorschriften, Drucksache 16/2557, vertagte der Finanzausschuss auf
einen späteren Zeitpunkt.

Sodann nahm der Ausschuss die Antwort der Landesregierung auf die Große Anfrage der SPD-
Fraktion zu Stand und Perspektiven der kulturellen Entwicklung Schleswig-Holsteins,
Drucksache 16/2276, abschließend zur Kenntnis.

Ebenso nahm er den Bericht der Landesregierung zur Situation der Sparkassen,
Drucksache  16/2614, abschließend zur Kenntnis und bat auf Antrag von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN das Innenministerium und den Sparkassen- und Giroverband, im August 2009 über
die aktuelle finanzielle Situation der Sparkassen zu berichten.

Einstimmig stimmte der Finanzausschuss der Ersten Mittelfreigabe für den Beginn des



Bauvorhabens „Errichtung eines maritimen Ausbildungszentrums - Fachhochschule
Flensburg“, Umdruck 16/4187, sowie der Veräußerung eines unbebauten Grundstücks an
die Landeshauptstadt Kiel im Rahmen des Tausch- und Vergleichsvertrages vom
17. Dezember 2006, Umdruck 16/4188, zu.

Außerdem befasste sich der Ausschuss auf Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit dem
Sachstand der Umsetzung der geplanten Mehrwertsteuerbelastung der Träger des
Freiwilligen Sozialen Jahres und des Freiwilligen Ökologischen Jahres, Umdruck 16/4325.
Die Beratungen über dieses Thema sollen zu gegebener Zeit fortgesetzt werden.

Der Ausschuss nahm den Bericht zur Zukünftigen Aufstellung der HSH Nordbank,
Drucksache 16/2615, abschließend zur Kenntnis. Auf Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
nahm Finanzminister Wiegard zur Umsetzung der vom Landtag beschlossenen Resolution
zur HSH Nordbank und zur Zukünftigen Zusammensetzung des Aufsichtsrats der HSH
Nordbank Stellung.

Schließlich nahm der Ausschuss eine Reihe von Umdrucken zur Kenntnis.

Schluss: 12:05 Uhr

gez. Ole Schmidt
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